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1. Medienberichte zum Thema «Demokratie» 

 

 06.07.2025, S. 23 

[Gastkommentar von Michael Strebel] Gemeindeversammlung? Parla-
ment? Oder beides? Oder nichts? In einigen Kantonen ist das Parlament 
auf kommunaler Stufe Pflicht, in andern ist es die Gemeindeversammlung. 

Im Rest des Landes herrscht ein bunter Mix. Hauptsache, die Teilhabe ist 
garantiert. (Link)  

 

 08.07.2025, S. 13 

SP-Politiker fordert Abschaffung der Volkswahl. Das Parlament fühlt sich 
von den Regierungsmitgliedern zu wenig ernst genommen. (Link) 

 

 08.07.2025, S. 7 

Neue EU-Regeln gelten hierzulande direkt. Der Bundesrat folgt bei der dy-
namischen Rechtsübernahme weitgehend der Forderung der Union. (Link) 

 

 16.07.2025, S. 7 

[Interview mit Andreas Glaser] «Sollte ein EU-Rechtsakt durchrutschen, ist 
es zu spät, dann gilt das EU-Recht». Für den Staatsrechtsprofessor An-
dreas Glaser geht die dynamische Rechtsübernahme in den neuen bilate-
ralen Verträgen weiter als erwartet. (Link) 

 

 19.07.2025, S. 13 

Isabel Garcias Parteiwechsel beeinflusst das Rechtssystem. Wahl- und 
Stimmrechtsbeschwerden sollen neu vom Verwaltungsgericht beurteilt wer-
den. (Link) 

 

 

https://www.nzz.ch/nzz-am-sonntag/report-und-debatte/lokale-demokratie-gemeindeversammlungen-vs-parlamente-ld.1891588
https://www.nzz.ch/zuerich/zuerich-sp-politiker-will-abschaffung-der-volkswahl-von-regierungsmitgliedern-ld.1892504
https://www.nzz.ch/schweiz/eu-vertraege-neue-regeln-aus-bruessel-gelten-direkt-in-der-schweiz-ld.1891925
https://www.nzz.ch/schweiz/beziehung-schweiz-eu-sollte-ein-rechtsakt-durchrutschen-ist-es-zu-spaet-dann-gilt-das-eu-recht-mit-allen-konsequenzen-ld.1891592
https://www.nzz.ch/zuerich/zuerich-kantonsrat-zieht-konsequenzen-aus-dem-parteiwechsel-von-isabel-garcia-ld.1894095
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26.07.2025, S. 23 

Wahlbeschwerden sollen ans Verwaltungsgericht. Politisches Nachspiel 
Das Zürcher Verwaltungsgericht soll neu Beschwerden gegen die Resultate 
der Kantonsratswahlen behandeln. Die Geschäftsleitung hat dem Kantons-
rat eine Änderung vorgelegt. Grund dafür ist der Knatsch um Ex-GLP-Kan-
tonsrätin Isabel Garcia, die kurz nach der Wahl zur FDP wechselte. (Link) 

 

 

28.07.2025, S. 3 

Wir sind ein Land der Mieter – aber die Hauseigentümer haben das Sagen. 
Abstimmung über Eigenmietwert – die Mehrheit der Schweizer Bevölkerung 
wohnt in Mietwohnungen. Trotzdem kümmert sich das Parlament vor allem 
um die Interessen der Hauseigentümer. Warum ist das so? (Link) 

 

 28.07.2025, S. 18 

[Gastkommentar von Paul Richli] Das doppelte Mehr bleibt zeitgemäss. 
Schon bei der Schaffung der Bundesverfassung von 1848 wurde rege über 
das doppelte Mehr beziehungsweise über das Ständemehr gestritten. Ein 
Verzicht auf das Ständemehr wäre allerdings ein klarer Systembruch. (Link) 

 

 03.08.2025, S. 16 

[Meinungsbeitrag von Adrian Vatter] Demokratie im Nebel. Die Schweiz ver-
ehrt ihre Demokratie; die Gefahr von autoritären Tendenzen, denken wir, 
betrifft höchstens die anderen. Doch bei genauerem Hinsehen zeigt sich: 

Auch unser Politsystem ist keineswegs unverwundbar. (Link) 

 

 03.08.2025, S. 31 

Warum die direkte Demokratie das Vertrauen stärkt. In der Schweiz ist das 
Regierungsvertrauen hoch. Das liegt nicht zuletzt am ausgeprägten politi-
schen Mitspracherecht. Dieses gilt es zu bewahren. (Link) 

 

https://www.tagesanzeiger.ch/politisches-nachspiel-zuercher-verwaltungsgericht-soll-wahlbeschwerden-behandeln-wegen-ex-glp-kantonsraetin-isabel-garcia-609756940579
https://www.tagesanzeiger.ch/abstimmung-ueber-eigenmietwert-die-hauseigentuemer-bestimmen-445313179615
https://www.nzz.ch/meinung/doppeltes-mehr-fuer-die-wichtigsten-abstimmungen-im-bund-bleibt-zeitgemaess-ld.1893684
https://www.nzz.ch/nzz-am-sonntag/report-und-debatte/die-schweiz-ist-nicht-lueckenlos-vor-schleichendem-autoritarismus-geschuetzt-ld.1895326
https://www.nzz.ch/wirtschaft/warum-die-direkte-demokratie-das-vertrauen-der-buergerinnen-und-buerger-staerkt-ld.1895591


 

   

4 

 

 05.08.2025, S. 9 

Die Stadt Luzern hält trotz Widerstand am Mindestlohn fest. Der Regie-
rungsrat prüft ein Verbot auf kommunaler Ebene – auch der Nationalrat hat 
eine entsprechende Gesetzesänderung beschlossen. (Link) 

 

 10.08.2025, S. 21 

[Gastkommentar von Sandro Lüscher] Können elektronische Unterschriften 
die Initiative retten? Der Betrug mit gefälschten Unterschriften für Initiativen 
hat die Debatte um die Integrität der direkten Demokratie neu entfacht. Eine 
Befragung im Aargau zeigt das Potenzial von E-Collection – der elektroni-
schen Unterschriftensammlung. (Link) 

 

 15.08.2025, S. 7 

Die Volksabstimmung wird wohl gültig bleiben. Kostenüberschreitung beim 
Kampfflugzeug F-35: Welche Chancen hätte eine Abstimmungsbe-
schwerde? Das Volk bewilligte 2020 einen Planungsbeschluss für 6 Milliar-
den Franken für Kampfjets. Laut dem Parlamentsgesetz ist die genannte 
Zahl aber juristisch eher als Richtwert denn als verbindlich zu betrachten. 
(Link) 

 

 

16.08.2025, S. 19 

Badran zieht gegen Walker Späh vor Gericht. Abstimmung im Kanton – das 
Komitee der Initiative «Mehr bezahlbare Wohnungen» bekämpft den bür-
gerlichen Gegenvorschlag nun auch auf rechtlichem Weg. Dieser soll für 
ungültig erklärt werden. (Link) 

 

 19.08.2025, S. 5 

[Interview mit Philip Manow] «Populismus ist ein Aufstand gegen die Ent-
machtung des Nationalstaats» Gerichte griffen zunehmend ins politische 
Geschäft ein und schränkten damit die parlamentarische Demokratie ein, 
sagt der Politikwissenschaftler Philip Manow. Die Balance zwischen Politik 
und Recht stimme nicht mehr. (Link) 

https://www.nzz.ch/schweiz/nach-zuerich-will-sich-auch-die-stadt-luzern-den-mindestlohn-nicht-nehmen-lassen-ld.1895925
https://www.nzz.ch/nzz-am-sonntag/report-und-debatte/breite-zustimmung-der-bevoelkerungfuer-eine-elektronische-unterschriftensammlung-bei-initiativen-ld.1896398
https://www.nzz.ch/schweiz/kostenueberschreitung-beim-kampfflugzeug-f-35-welche-chancen-haette-eine-abstimmungsbeschwerde-ld.1897822
https://www.tagesanzeiger.ch/wohnkrise-in-zuerich-jacqueline-badran-zieht-vors-bundesgericht-744434963684
https://www.nzz.ch/international/manow-der-populismus-und-die-entmachtung-des-nationalstaats-ld.1895624
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 19.08.2025, S. 12 

Das Vorkaufsrecht landet vor dem Bundesgericht. Der Gegenvorschlag sei 
der Initiative zu ähnlich, argumentiert Mitte-links und reicht Beschwerde ein. 
(Link) 

 

 19.08.2025, S. 19 

[Kommentar von Fabian Schär] Nach dem F-35-Fiasko: Die Schweiz 
braucht klare Regeln bei den Volksrechten – und ein Finanzreferendum. Es 
war von Anfang an falsch, den Kauf der neuen Kampfjets selektiv dem Re-
ferendum zu unterstellen. Volksrechte sind zu wichtig für politische Manö-
ver. Das zeigt sich auch beim EU-Dossier. (Link) 

 

 

23.08.2025, S. 9 

Tricksen können sie in Kalifornien auch. Analyse: Trumps US-Republikaner 
doktern an den Wahlkreisen in Texas herum. An der Westküste beschädi-
gen daraufhin auch die Demokraten die Demokratie – um sie zu retten. 
(Link) 

 

 27.08.2025, S. 8 

Abstimmung mit Stichfrage. Der Gegenvorschlag zur SVP-Initiative nimmt 
eine wichtige Hürde – ein komplizierter Urnengang zeichnet sich ab. (Link) 

 

 28.08.2025, S. 8 

Berner werden zu Dauerverlierern. Bei den Nationalratswahlen 2027 haben 
Bern und Graubünden weniger Sitze, Luzern und Freiburg gewinnen an po-
litischer Stärke. (Link) 

 

 28.08.2025, S. 4 

Flanderns freiwillige Demokratie. Erhöht eine Wahlpflicht die demokratische 
Legitimation? Flandern liefert ernüchternde Resultate. Die belgische 

https://www.nzz.ch/zuerich/vorkaufsrecht-initiative-jetzt-versuchen-die-befuerworter-den-gegenvorschlag-am-bundesgericht-zu-verhindern-ld.1898283
https://www.nzz.ch/meinung/nach-dem-f-35-fiasko-die-schweiz-braucht-bei-den-volksrechten-klare-regeln-und-ein-finanzreferendum-ld.1898368
https://www.tagesanzeiger.ch/wahlkreisgrenzen-usa-tricksen-koennen-sie-in-kalifornien-auch-973254584569
https://www.nzz.ch/schweiz/das-volk-soll-ueber-einen-gegenvorschlag-zur-neutralitaet-abstimmen-ld.1899584
https://www.nzz.ch/schweiz/bern-und-graubuenden-sind-die-verlierer-luzern-und-freiburg-gewinnen-einfluss-im-bundeshaus-ld.1899652
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Region hat die Wahlpflicht abgeschafft – eine Studie zeigt, wer nun der Urne 
fernbleibt. (Link) 

 

 29.08.2025, S. 18 

[Gastkommentar von Tobias Jaag] Stellvertretung in Zürcher Parlamenten: 

Zuerst sollte das Stimmvolk über die Verfassungsänderung abstimmen kön-
nen. Verlangen gesetzliche Neuerungen eine Verfassungsabstimmung, so 
sollte diese zuerst durchgeführt werden, bevor die Referendumsfrist für die 
Gesetzesänderung ausgelöst wird. (Link) 

 

 

29.08.2025, S. 11 

[Meinungsbeitrag von Andreas Glaser, Andreas Lienhard und Felix Uhl-
mann] Die mächtige Verwaltung und das störende Parlament. Viel zu ein-
flussreiche Beamte geben in Bern den Tarif durch, so lautet ein oft gehörter 
Vorwurf. Doch so einfach ist es nicht, wie neue Studien zeigen. (Link) 

 

 29.08.2025, S. 7 

Drei Varianten im Streit um das Ständemehr. Gegner der EU-Verträge rei-
chen die Kompass-Initiative ein – die Politik hat mehrere Optionen. (Link) 

 

 31.08.2025, S. 18 

Jetzt reden die Richter. Das Verhältnis von Justiz und Politik sorgt weltweit 
zunehmend für Probleme. Und in der Schweiz? Richterinnen und Richter 
über kalkulierte Parteieintritte, «Loyalitätssteuer» und politischen Einfluss 
auf Urteile. (Link) 

 

 

 

 

https://www.nzz.ch/international/flandern-was-die-abschaffung-der-wahlbeteiligung-bedeutet-ld.1895942
https://www.nzz.ch/meinung/stellvertretung-in-zuercher-parlamenten-zuerst-sollte-das-stimmvolk-ueber-die-verfassungsaenderung-abstimmen-koennen-ld.1897562
https://www.derbund.ch/das-parlament-oder-die-verwaltung-wer-mehr-macht-hat-577960761844
https://www.nzz.ch/schweiz/neue-eu-vertraege-die-kompass-initiative-ist-eingereicht-was-wird-sie-bewirken-ld.1899878
https://www.nzz.ch/nzz-am-sonntag/report-und-debatte/jetzt-reden-die-richter-man-ist-seiner-partei-auf-gedeih-und-verderben-ausgeliefert-ld.1899562
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2. Gerichtsurteile 

 

2.1 Bundesgericht 

 

 
Verfügung des Bundesgerichts vom 9. Mai 2025 (1D_13/2025) 

Amtsenthebung des Vize-Gemeindepräsidenten von Prilly – Das 
Bundesgericht nimmt Kenntnis von der Rückzugserklärung des 
Beschwerdeführers und schreibt die Beschwerde als gegenstandslos ab. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 13. Juni 2025 (1C_703/2024) 

Urnenabstimmung vom 24. November 2024 – Genehmigung eines 
Planungskredits für den Ersatzneubau einer Kehrichtverwertungsanlage. 
Das Bundesgericht weist die Beschwerde ab. Der Beschwerdeführer rügte 
neben der Verletzung von politischen Rechten primär eine Verletzung des 
rechtlichen Gehörs. Namentlich wurde die fristgemäss der Post übergebene 
Replik des Beschwerdeführers für das vorhergehende Urteil des Zürcher 
Verwaltungsgerichts nicht berücksichtigt. Das Bundesgericht hält deshalb 
fest, dass das rechtliche Gehör des Beschwerdeführers verletzt worden sei. 
Allerdings liesse sich diese Gehörsverletzung heilen, indem immerhin das 
Bundesgericht die Replik berücksichtige. Was die Verletzung der 
politischen Rechte anbelangt, machte der Beschwerdeführer geltend, dass 
der Beleuchtende Bericht nicht den gesetzlichen Anforderungen 
entsprochen habe. Das Bundesgericht ist anderer Ansicht. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 25. Juni 2025 (1C_195/2025) 

Beschluss der Gemeindeversammlung Safiental vom 30. April 2024 – Die 
Stimmrechtsbeschwerde wurde laut Bundesgericht verspätet eingereicht, 
weshalb dieses den Nichteintretensentscheid der Vorinstanz stützt und die 
Beschwerde abweist. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 30. Juni 2025 (1C_334/2025) 

Annullierung der Ersatzwahl betreffend Betreibungs- und Stadtammannamt 
Zürich 9 – Die Stimmrechtsbeschwerde des verbeiständeten 
Beschwerdeführers wurde laut Bundesgericht verspätet eingereicht, 

https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=5&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F09-05-2025-1D_13-2025&number_of_ranks=977
https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=4&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F13-06-2025-1C_703-2024&number_of_ranks=977
https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=3&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F25-06-2025-1C_195-2025&number_of_ranks=977
https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=2&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F30-06-2025-1C_334-2025&number_of_ranks=977
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weshalb dieses den Nichteintretensentscheid der Vorinstanz stützt und die 
Beschwerde abweist. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 5. August 2025 (1C_389/2025) 

Stille Wahl von Gemeindepräsident und -vizepräsident der Gemeinde 

Breitenbach – Das Bundesgericht tritt im vereinfachten Verfahren nicht auf 
die Beschwerde ein. Diese genüge den Begründungsanforderungen 
offensichtlich nicht und sei überdies teilweise querulatorisch. 

 

2.2 Kantonale Entscheide 

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Wallis vom 25. März 2025 (A1 25 12) 

Unvereinbarkeit mit dem Amt des Gemeinderats – Das Kantonsgericht 
weist die Beschwerde ab, soweit es darauf eintritt. Der Beschwerdeführer 
ist Angestellter eines Gemeindeverbands und wurde zum Gemeinderat ei-
ner Gemeinde gewählt, die Mitglied dieses Verbands ist. Nach dem Wort-
laut des Walliser Gesetzes über die Unvereinbarkeiten liegt in dieser Kons-
tellation eine Unvereinbarkeit mit dem Amt des Gemeinderats vor. Die Be-
stimmung ist dem Kantonsgericht zufolge in diesem Sinne anzuwenden und 
verstösst nicht gegen Bundesrecht. 

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Basel-Landschaft vom 9. April 2025 (810 24 

260) 

Nichtzulassung eines selbständigen Antrags an der Gemeindeversamm-
lung – Das Kantonsgericht weist die Beschwerde ab. Der Beschwerdeführer 
rügte insbesondere, dass der Gemeinderat seinen Antrag zu Unrecht nicht 
der Gemeindeversammlung unterbreitet habe. Der Antrag verlangte, die 
Gemeindeversammlung darüber entscheiden zu lassen, an wen das kom-
munale Kabelnetz verkauft werden soll. Das Kantonsgericht kommt zum 
Schluss, dass für diesen Entscheid gemäss Gemeindegesetz zwingend der 
Gemeinderat zuständig ist, der die submissionsrechtlichen Vorschriften des 
Kantons zu vollziehen hat.  

 

https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=1&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F05-08-2025-1C_389-2025&number_of_ranks=977
https://rechtsprechung.vs.ch/documents/bd778426e72fb6317da6ba372c5b1b92?offset=0&limit=10&sort=_score&q=%22A1%2025%2012%22
https://bl.swisslex.ch/de/doc/claw/e67dc3be-812e-4df8-8a92-4ef49f8acfc1/source/hitlist-search
https://bl.swisslex.ch/de/doc/claw/e67dc3be-812e-4df8-8a92-4ef49f8acfc1/source/hitlist-search
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Urteil des Obergerichts Graubünden vom 16. Juni 2025 (VR1 2025 31) 

Kommunale Abstimmung vom 13. April 2025 – Das Obergericht tritt nicht 
auf die Stimmrechtsbeschwerde ein, da sie verspätet sei. 

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Schwyz vom 28. Juli 2025 (III 2025 72) 

Überweisung der Vorlage «Einführung Mehrwertabgabe» an die Urnenab-
stimmung des Bezirks Einsiedeln vom 18. Mai 2025 – Das Verwaltungsge-
richt weist die Beschwerde ab. Der Beschwerdeführer machte geltend, dass 
die Vorlage zu Unrecht an die Urne überwiesen worden sei, da an der vor-
hergehenden Bezirksgemeindeversammlung ein von ihm initiierter Abände-
rungsantrag zur Senkung der Mehrwertabgabe vom Bezirksammann nicht 
entgegengenommen worden war. Das Verwaltungsgericht hingegen hält 
das Vorgehen für rechtmässig. Die Einführung der Mehrwertabgabe sei Be-
standteil der kommunalen Nutzungsplanung, entsprechend seien im Rah-
men der Beratung nach kantonalem Raumplanungsrecht keine Abände-
rungsanträge mehr zulässig gewesen. 

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Jura vom 29. Juli 2025 (CST 3/2025) 

Vorsorgliche Massnahmen betreffend die Änderung des jurassischen Ge-
setzes über die politischen Rechte – Das Kantonsgericht weist die Anträge 
um vorsorgliche Massnahmen ab. Hintergrund ist die bereits im Februar 
2022 von der jurassischen Stimmbevölkerung angenommene Initiative «Po-
litische Parteien: Platz für Transparenz!». Diese war in Form einer allgemei-
nen Anregung gehalten und soll nun mit der streitgegenständlichen Geset-
zesänderung umgesetzt werden. Die Beschwerdeführer, bestehend unter 

anderem aus politischen Parteien der Linken und dem Initiativkomitee, be-
mängeln insbesondere, dass die Transparenzvorschriften zur Parteienfi-
nanzierung aufgrund des Verhaltens des Parlaments nicht mehr auf die 
kantonalen Wahlen von Oktober 2025 angewendet werden können. Das 
stellt ein Verstoss gegen die in der jurassischen Verfassung vorgesehene 
Ordnungsfrist von zwei Jahren dar, in der einer als allgemeine Anregung 
formulierten Initiative Folge zu leisten ist. Obwohl das Kantonsgericht die 
Verspätung des Parlaments bedauerlich nennt, hält es vorsorgliche Mass-
nahmen unter anderem aus Gründen der Gewaltenteilung für ungerechtfer-
tigt. 

https://entscheidsuche.gr.ch/?dec=9ffa5cb1aeb041faa2995ab6426e2f1d&index=OG&locale=de
https://gerichte.sz.ch/vg/?dec=6813351364f54d3fa00b7b01bf3e05f6&index=TRI&locale=de
https://jurisprudence.jura.ch/?dec=793265df9117410ab690999c8d59347c&index=TC&locale=fr
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Urteil des Verwaltungsgerichts Solothurn vom 11. August 2025 
(VWBES.2025.232) 

Beschluss einer Gemeindeversammlung zur finanziellen Unterstützung der 
Abstimmungskampagne gegen eine kantonale Referendumsvorlage – Das 
Verwaltungsgericht heisst die Beschwerde gut. Der Beschwerdeführer 
machte geltend, der Beschluss über eine Zahlung von 5000 Franken an ein 

Referendumskomitee sei rechtswidrig. Das Solothurner Verwaltungsgericht 
hält fest, dass keine Transparenz bestehe, wer hinter dem Referendumsko-
mitee stehe. Folglich sei auch eine indirekte Kontrolle von dessen Aktivitä-
ten ausgeschlossen, um die zweckkonforme Verwendung der öffentlichen 
Geldmittel und die Wahrung der gebotenen Objektivität und Zurückhaltung 
sicherzustellen. Das Verwaltungsgericht hebt den Beschluss auf. 

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Genf vom 14. August 2025 (ACST/37/2025) 

Vorsorgliche Massnahmen vor einer kantonalen Referendumsabstimmung 
– Das Kantonsgericht weist den Antrag des Beschwerdeführers auf vorsorg-
liche Massnahmen ab. Dieser beantragte unter anderem die Verschiebung 
der Abstimmung. Er brachte namentlich vor, dass der Genfer Grosse Rat 
die Titel der Gesetzesvorlagen geändert habe, um die Stimmbevölkerung 
zu täuschen. Dem Genfer Kantonsgericht zufolge sind die Voraussetzun-
gen für vorsorgliche Massnahmen unter anderem mangels Dringlichkeit 
nicht gegeben. 

 

 

Urteil des Appellationsgerichts Basel-Stadt vom 18. August 2025 

(VG.2024.1) 

Rechtliche Zulässigkeit der «Gemeindeinitiative für eine vernünftige und 
verhältnismässige Umsetzung des Behindertengleichstellungsgesetzes im 
Bereich des öffentlichen Verkehrs» – Der Entscheid über die Gültigkeit der 
Initiative wurde vom Grossen Rat des Kantons Basel-Stadt an das kanto-
nale Appellationsgericht delegiert. Das baselstädtische Appellationsgericht 
erklärt die Gemeindeinitiative für rechtlich unzulässig, da sie insgesamt als 
bundesrechtswidrig anzusehen sei. 

 

https://gerichtsentscheide.so.ch/cgi-bin/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/cgi-bin/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=7001&Parametername=WEB&Schema=JGWEB&Source=&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=DE&nF30_KEY=172043&W10_KEY=9839236&nTrefferzeile=21&Template=/simple/search_result_document.html
https://justice.ge.ch/apps/decis/fr/cst/show/3423801
https://rechtsprechung.gerichte.bs.ch/cgi-bin/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/cgi-bin/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=JURISWEB,7000&Parametername=WEB&Schema=BS_FI_WEB&Source=&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=DE&nF30_KEY=78735&W10_KEY=2384414&nTrefferzeile=1&Template=search_result_document.html
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Urteil des Kantonsgerichts Waadt vom 25. August 2025 
(CCST.2025.0001) 

Änderung des Gesetzes über die Gemeindesteuern als indirekter Gegen-
vorschlag zur kantonalen Initiative «Steuersenkungen für alle: Kaufkraft der 
Mittelschicht zurückgewinnen» – Das Kantonsgericht weist die Beschwerde 
ab. Die Beschwerdeführer machten unter anderem geltend, der indirekte 

Gegenvorschlag bzw. der Mechanismus, welcher das Inkrafttreten der Ge-
setzesänderung von der Ablehnung der Initiative abhängig macht, verletze 
die Einheit der Materie. Namentlich schlössen sich die Initiative und der in-
direkte Gegenvorschlag nicht aus, obwohl die Stimmbevölkerung keine 
Möglichkeit habe, sich für die Umsetzung beider Lösungen auszusprechen. 
Das Kantonsgericht hingegen sieht die politischen Rechte gewahrt. Der in-
direkte Gegenvorschlag stünde in direktem Zusammenhang mit der Initia-
tive und beruhe auf einer seriösen Lageanalyse. Zuletzt gefährde dieser 
auch die Chancen der Initiative nicht, so das Kantonsgericht. 

 

2.3 Unabhängige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen (UBI) 

  

 

Entscheid der UBI vom 13. Dezember 2024 (b.1007) 

Ausgabe von «Le 19h30» vom 27. Mai 2024 im Vorfeld der eidgenössi-
schen Volksabstimmung vom 9. Juni 2024 über die Initiative «Für Freiheit 
und körperliche Unversehrtheit». Der Beschwerdeführer rügt eine unvoll-
ständige und irreführende Darstellung der Initiative sowie den Eindruck ei-
ner Voreingenommenheit gegenüber den Initianten. Die UBI heisst die Be-
schwerde gut: Die Gegner der Initiative erhielten einen unverhältnismässig 
grossen Platz in der Informationsvermittlung, während die Stellungnahmen 
der Befürworter fehlten. Die Positionen beider Lager wurden unausgewo-

gen dargestellt, womit der Sender in der sensiblen Abstimmungsphase ge-
gen die erhöhte journalistische Sorgfaltspflicht und damit gegen das Viel-
faltsgebot nach Art. 4 RTVG verstossen hat. 

 

 

 

 

https://jurisprudence.vd.ch/scripts/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/scripts/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=7001&Parametername=WWW_V4&Schema=VD_TA_WEB&Source=AdvSearch&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=FRE&nF30_KEY=185379&W10_KEY=10163999&nTrefferzeile=1&Template=search/standard/results/document.fiw
https://www.ubi.admin.ch/de/entscheide/entscheide-suchen-sie-mit-suchkriterien
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3. Neue Volksinitiativen 

 

 

Überblick hängige Volksinitiativen1 

- Initiativen im Sammelstadium (13) (-3) 
- In Auszählung (3) (+3) 
- Beim Bundesrat hängig (5) (-2) 
- Beim Parlament hängig (13) (+2) 
- Abstimmungsreife Volksinitiativen (2) (0) 

 

 

Verfügung der Bundeskanzlei vom 29. Juli 2025 

Die Eidgenössische Volksinitiative «Für eine spendenbasierte Fluchthilfe 
und Schutzgewährung (Fluchthilfe-Initiative)» hat die Vorprüfung bestanden. 
Die Sammelfrist läuft bis am 12. Februar 2027. (BBl 2025 2380) 

 

 

Botschaft des Bundesrats vom 13. August 2025 

In seiner Botschaft zur Eidgenössischen Volksinitiative «Für eine sichere Er-
nährung – durch Stärkung einer nachhaltigen inländischen Produktion, mehr 
pflanzliche Lebensmittel und sauberes Trinkwasser (Ernährungsinitiative)» 
empfiehlt der Bundesrat die Ablehnung der Initiative. (BBl 2025 2506) 

 

 

4. Publikationen 

 

 BIAGGINI GIOVANNI, 150 Jahre Individualverfassungsbeschwerde – eine Pio-
niertat, ZBl 126/2025, S. 405 f. (LEXCampus) 

 

 BIAGGINI GIOVANNI, Bundesgericht, I. öffentlich-rechtliche Abteilung, 12. De-
zember 2024, 1C_487/2024, 1C_491/2024, 1C_496/2024, 1C_497/2024, 
1C_504/2024; zur Publikation in der amtlichen Sammlung vorgesehen, ZBl 
126/2025, S. 370 ff. (LEXCampus) 

 
1 Stand 3. Juli 2025. 

https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_1.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_6.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_2.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_3.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_4.html
https://fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2025/2380
https://fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2025/2506
https://lexcampus.swisslex.ch/de/doc/unknown/70ad496a-3d11-41cc-b3b7-f6deb3ce6e7c
https://lexcampus.swisslex.ch/doc/unknown/1773038a-09ad-4b78-9b96-0be660f8de97/citeddoc/e13fe819-8f62-49fe-b4cd-aea9dfab9a59/source/document-link
https://lexcampus.swisslex.ch/de/doc/unknown/213d484d-f0d8-4923-9b36-e36e02cd61ae
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 COLLAUD MARGAUX, La non-conformité à la Constitution d’une école secon-
daire pour filles, LawInside vom 12. Juli 2025 (Link)  

 

 COLLAUD MARGAUX, La régularité de la votation fédérale sur la réforme 
AVS 21, LawInside vom 14. August 2025 (Link)  

 

 

GLASER ANDREAS, Bundesgericht, I. öffentlich-rechtliche Abteilung, Urteil 
1C_467/2024 vom 26. März 2025 (zur Publikation vorgesehen), Peter Diet-
helm gegen Simon Jörg Stocker und Regierungsrat des Kantons Schaff-
hausen, Ständeratswahl des Kantons Schaffhausen, Zweiter Wahlgang 
vom 19. November 2023, AJP 2025, S. 907 ff. (LEXCampus) 

 

 

GLASER ANDREAS/LIENHARD ANDREAS/UHLMANN FELIX, Faktoren guter Recht-
setzung, Tagungen des ZfR des ZDA und des KOPM 2023 und 2024, Zü-
rich/St. Gallen 2025 (Verlag)  

 

 GUT ROBIN, Sweet Sixteen – reif genug für Abstimmungen und Wahlen?, 
DeFacto vom 01.07.2025 (Link) 

 

 LÜSCHER SANDRO/CHEON JUNMO/BERNHARD LAURENT/SERDÜLT UWE, E-Coll-
ecting in der Schweiz: Akzeptanz und Reformbedarf nach dem Unterschrif-
tenbetrug, DeFacto vom 22.08.2025 (Link) 

 

 

MOSIMANN HANS-JAKOB/BÖHME ANNA, Öffentliches Recht, Ein Grundriss für 
Studium und Praxis, Zürich/Genf 2025 (Verlag)  

 

 

 STADELMANN THOMAS, La jurisprudence de la Cour européenne des droits 
de l’homme et sa réception par le Tribunal fédéral suisse, En particulier 

https://lawinside.ch/1601/
https://lawinside.ch/1613/
https://lexcampus.swisslex.ch/de/doc/unknown/c7e4de78-32af-4990-8339-15a86538b1f8
https://www.dike.ch/neue-publikationen/glaser-lienhard-uhlmann-faktoren-guter-rechtsetzung
https://www.defacto.expert/2025/07/01/sweet-sixteen-reif-genug-fuer-abstimmungen-und-wahlen/
https://www.defacto.expert/2025/08/22/e-collecting-in-der-schweiz-akzeptanz-und-reformbedarf-nach-dem-unterschriftenbetrug/
https://www.schulthess.com/buchshop/fachkatalog/detail/ISBN-9783725599011/Mosimann-Hans-Jakob-Boehme-Anna/Oeffentliches-Recht
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l’obligation d’exécuter les arrêts et celle d’en tenir compte, Justice – Justiz 
– Giustizia 2025/2 (Link)  

 

 TAILOR ALYSSA M., Integration as a Precondition for Enfranchisement? 
Swiss Public Opinion on Noncitizen Voting Rights, SPSR vom 10. August 
2025 (Link) 

 

 THURNHERR DANIELA, Strategische Prozessführung: Instrumentalisierung 
der Justiz zur Durchsetzung politischer Interessen?, ZBl 126/2025, S. 349 
f. (LEXCampus) 

 

 WALTHER RETO, Subsidiarity, Legitimacy, and the European Court of Human 
Rights (Subsidiarity; The ECHR Between Law and Politics), ex ante 1/2025, 
S. 98 ff. (LEXCampus) 

 

 

 

5. Dokumentation und Kontakt 

 

 

Sammlung der Demokratie-Newsletter: Zentrum für Demokratie Aarau  

Newsletter: An- und Abmeldung an demokratie-newsletter@zdaarau.ch 

Wir freuen uns über Ihre Hinweise und Anregungen. 

 

 

Vollständige Artikelsammlung: Zentralbibliothek Zürich 

 

Urteils- bzw. Entscheidsammlung des Bundesgerichts: 

Schweizerisches Bundesgericht 

 
 

https://richterzeitung.weblaw.ch/rzissues/2025/2/la-jurisprudence-de-_f5c7072cc2.html__ONCE#section2704d7dc-7c87-46f4-ad26-c13a4b0b0440
https://onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1111/spsr.70005
https://lexcampus.swisslex.ch/de/doc/unknown/e0a116ad-9a8b-4b2e-a3f8-53066027275a
https://lexcampus.swisslex.ch/de/doc/unknown/98c66f1a-f653-485d-8bd4-ff8b00fbd962
https://www.ius.uzh.ch/de/staff/professorships/alphabetical/glaser/demokratie-newsletter/Newsletter-Ausgaben.html
mailto:demokratie-newsletter@zdaarau.ch
https://www.zb.uzh.ch/recherche/e-ressourcen/e-zeitungen/index.html.de
https://www.bger.ch/de/index/juridiction/jurisdiction-inherit-template/jurisdiction-recht/jurisdiction-recht-urteile2000.htm
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Kontakt: 
 

Zentrum für Demokratie Aarau 

Villa Blumenhalde 

Küttigerstrasse 21 

5000 Aarau 

 

Universität Zürich 

Lehrstuhl für Staats-, Verwaltungs- und Europarecht 

unter besonderer Berücksichtigung von Demokratiefragen 

Rämistrasse 74/14 

8001 Zürich 

 

demokratie-newsletter@zdaarau.ch  

 

Redaktion: 

 

Lynn Gassmann, MLaw 

Dr. iur. Luka Markić, RA 

Joel Probst, BLaw 

mailto:demokratie-newsletter@zdaarau.ch

